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Amtlicher Anzeiger
Anlage zum Amtsblatt für Mecklenburg-Vorpommern

2026 Schwerin, den 17. August Nr. 33

Landesbehörden

Öffentliche Zustellung

Bekanntmachungen des Landesförderinstituts 
Mecklenburg-Vorpommern
– Geschäftsbereich der NORD/LB –

Vom 30. Juli 2026

Der derzeitige Aufenthaltsort (Wohnsitz oder gewöhnlicher Auf-
enthaltsort) von

Thomas Pfahl
zuletzt wohnhaft in 17348 Woldegk, Prenzlauer Chaussee 18

ist bekannt, allerdings ist eine Zustellung an einen Vertreter oder 
Zustellungsbevollmächtigten nicht möglich.

Der vorgenannten Person ist zuzustellen:
Schluss-Ablehnungsbescheid vom 17. Juli 2026 zum Aktenzei-
chen UBH3R-328114

Zustellungsversuche nach §§ 96 bis 107 des Landesverwaltungs-
verfahrensgesetzes (VwVfG M-V) und Ermittlungen über den 
Aufenthaltsort oder eine andere inländische Anschrift sind ergeb-
nislos geblieben.

Das bezeichnete Dokument wird deshalb nach § 108 VwVfG 
M-V öffentlich zugestellt.

Es kann innerhalb von zwei Wochen nach dem Tag der Bekannt-
machung der Benachrichtigung gegen Vorlage eines gültigen 
Ausweises oder durch einen bevollmächtigten Vertreter in den 
Räumen des

Landesförderinstituts Mecklenburg-Vorpommern, Werkstraße 213, 
19061 Schwerin, in Raum 003 bei Frau Duhr, eingesehen oder ab-
geholt werden.

Durch die öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt 
werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können.

Gemäß § 108 VwVfG M-V gilt das Dokument als zugestellt, 
wenn seit dem Tag der Bekanntmachung der Benachrichtigung 
zwei Wochen verstrichen sind.
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Verlust eines Dienstausweises

Bekanntmachung des Landesamtes für Gesundheit und 
Soziales

Vom 31. Juli 2026

Der durch das Landesamt für Gesundheit und Soziales ausgestell-
te Dienstausweis mit der Nummer 52813 ist in Verlust geraten 
und wird für ungültig erklärt.
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Wesentliche Änderung einer Windkraftanlage 
(WKA Mühlen Eichsen I)

Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirt-
schaft und Umwelt Westmecklenburg (StALU WM)

Vom 17. August 2026

Bekanntmachung nach § 5 Absatz 2 Umweltverträglichkeitsprü-
fungsgesetz (UVPG)

Die UGE Goddin GmbH & Co. KG Umweltgerechte Energie 
(Dorfstraße 20a, 18276 Lohmen) plant die wesentliche Änderung 
einer Windkraftanlage (WKA) am Standort Mühlen-Eichsen, Ge-
markung Goddin, Flur 1, Flurstück 15. Geplant ist die Erhöhung 
des Schallleistungspegels einer WKA vom Typ Nordex N163-6.8 
MW mit einer Leistung von je 6,8 MW und einer Gesamthöhe 
von 245,5 m. Für die wesentliche Änderung der Anlage ist eine 
Genehmigung nach § 16 Absatz 1 BImSchG beantragt.

Für das Errichten und Betreiben einer WKA des Typs Vestas 
V162-5.6 MW mit einer Nabenhöhe von 166 m, einer Funda-
menterhöhung von 3 m, einer Gesamthöhe von 250 m und einer 
Nennleistung von 5,6 MW wurde bereits eine Genehmigung nach 
§ 4 BImSchG (Gez. 10/23 vom 26. April 2023) erteilt. Es folgte 
ein Änderungsverfahren nach § 16b Absatz 7 Satz 3 BImSchG, 
wobei der WKA-Typ von einer Vestas V162-5.6 MW in eine 
WKA des Typs Nordex N163-6.8 MW mit Serrations (STE), einer 
Nabenhöhe von 164 m, einer Gesamthöhe von 245,5 m und einer 
Nennleistung von 5,6 MW geändert wurde.

Im Zuge des ursprünglichen Genehmigungsverfahrens wurde 
eine freiwillige UVP beantragt. Das Vorhaben unterlag nicht den 
Bestimmungen gemäß Anlage 1 des UVPG. Es lag weiterhin kei-
ne Überschneidung der Einwirkungsbereiche und kein funktio-
naler Zusammenhang gemäß § 5 Absatz 2 des UVPG mit weite-
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ren Windkraftanlagen vor. Es bestand daher keine UVP-Pflicht. 
Das Verfahren wurde gemäß § 10 BImSchG, jedoch ohne UVP, 
durchgeführt. Beim vorliegenden Antrag handelt es sich um ein 
Änderungsvorhaben. Das Staatliche Amt für Landwirtschaft und 
Umwelt Westmecklenburg hat als Genehmigungsbehörde eine 
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 9 UVPG durch-
geführt. Die Prüfung hat zu dem Ergebnis geführt, dass eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.

Die wesentlichen Gründe für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht 
gemäß § 5 Absatz 2 Satz 2 und 3 UVPG ergeben sich aus der Be-
wertung der anlagenbedingten Auswirkungen (Schallleistungspe-
gel und Standorteignung/Turbulenz) auf das Schutzgut Mensch. 
Das Vorhaben kann nach Einschätzung der Behörde keine erheb-
lichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben, die nach § 25 
Absatz 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksich-
tigen wären.

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Absatz 3 Satz 1 des UVPG nicht 
selbstständig anfechtbar. Die zuständige Genehmigungsbehörde 
wird über den Antrag nach den Vorschriften des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes entscheiden.
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Wesentliche Änderung von drei Windkraft-
anlagen (WKA) am Standort Lübz (WKA 
Gischow I)

Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirt-
schaft und Umwelt Westmecklenburg (StALU WM)

Vom 17. August 2026

Bekanntmachung nach § 5 Absatz 2 Umweltverträglichkeitsprü-
fungsgesetz (UVPG)

Die Erneuerbare Energie Mecklenburg GmbH & Co. KG (Leib-
nizplatz 1, 18055 Rostock) plant die wesentliche Änderung von 
drei Windkraftanlagen (WKA) am Standort Lübz, Gemarkung Gi-
schow, Flur 2, Flurstücke 45, 47 und Gemarkung Burow, Flur 1, 
Flurstück 134. Geplant sind drei WKA vom Typ Enercon E-175 
EP5 E2 7.0MW mit einer Leistung von je 7,0 MW und einer Ge-
samthöhe von 262 m. Für die wesentliche Änderung der Anlagen 
ist eine Genehmigung nach § 16b Absatz 7 Satz 3 BImSchG be-
antragt und beinhaltet die Änderung des Anlagentyps.

Für das Errichten und Betreiben von drei WKA des Typs Vestas 
V150-4.0/4.2 mit einer Gesamthöhe von 244 m, einer Nabenhöhe 
von 166 m zzgl. 3 m Fundamenterhöhung, einem Rotordurchmes-
ser von 150 m und einer Nennleistung von 4,2 MW wurde bereits 
eine Genehmigung nach § 4 BImSchG (Gez. 58/25 vom 13. No-
vember 2025) erteilt.

Im Zuge des ursprünglichen Genehmigungsverfahrens wurde 
eine allgemeine Vorprüfung (gemäß § 7 Absatz 1 UVPG) durch-
geführt, mit dem Ergebnis, dass eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung nach Maßgabe des § 7 UVPG erforderlich ist, sodass das 
Verfahren gemäß § 10 BImSchG durchgeführt wurde. Beim vor-
liegenden Antrag handelt es sich um ein Änderungsvorhaben. Das 
Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Westmecklenburg 
hat als Genehmigungsbehörde eine allgemeine Vorprüfung des 

Einzelfalls gemäß § 9 UVPG durchgeführt. Die Prüfung hat zu 
dem Ergebnis geführt, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
nicht erforderlich ist.

Die wesentlichen Gründe für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht 
gemäß § 5 Absatz 2 Satz 2 und 3 UVPG ergeben sich aus der 
Bewertung der geänderten anlagenbedingten Auswirkungen 
(Schall und Standorteignung/Turbulenz) gemäß § 16b Absatz 7 
Satz 3 BImSchG aufgrund der Änderung des Anlagentyps auf das 
Schutzgut Mensch. Das Vorhaben kann nach Einschätzung der 
Behörde keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 
haben, die nach § 25 Absatz 2 UVPG bei der Zulassungsentschei-
dung zu berücksichtigen wären.

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Absatz 3 Satz 1 des UVPG nicht 
selbstständig anfechtbar. Die zuständige Genehmigungsbehörde 
wird über den Antrag nach den Vorschriften des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes entscheiden.
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Bekanntmachung gemäß § 10 Absatz 8 des 
Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Um-
welteinwirkungen durch Luftverunreini-
gungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissions-
schutzgesetz - BImSchG) i. V. m. § 21a der 
Verordnung über das Genehmigungsverfah-
ren (9. BImSchV)

Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft 
und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte (StALU MS)

Vom 17. August 2026

Gemäß § 10 Absatz 8 BImSchG i. V. m. § 21a 9. BImSchV gibt 
das StALU MS bekannt:

Mit Bescheid ÄG 006/26 vom 29. Juli 2026 (Az. StALU MS 52-
571/1738-2/2023) wurde der Agrar GmbH Zepkow, 17209 Zep-
kow eine immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung 
gemäß § 16 BImSchG i. V. m. der Nummer 7.1.3.1 (GE) des An-
hangs 1 zur 4. BImSchV erteilt, deren verfügender Teil folgenden 
Wortlaut hat:

1.1 Entscheidungsumfang

Die Umnutzung der Rinderanlage zur Hähnchenmastanlage mit 
199.492 Tierplätzen in 17209 Zepkow, Landkreis Mecklenburgi-
sche Seenplatte (LK MSE), Gemarkung Zepkow, Flur 1, Flurstü-
cke 157/6 (tlw.) und 157/7 (tlw.) wird genehmigt.

1.2 Entscheidungsinhalt

Die Hähnchenmastanlage besteht zukünftig aus fünf Stallgebäu-
den für Masthähnchen sowie den notwendigen Nebeneinrichtun-
gen.

Die Genehmigung umfasst die Umnutzung, die Errichtung und 
den Betrieb folgender Betriebseinheiten (BE):
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 – BE 9  Umbau Jungrinderstall zur Haltung von Mast-
hähnchen mit 34.850 Tierplätzen inkl. Einbau 
eines Kaltscharraumes in die bestehende Ge-
bäudehülle im Bereich der nördlichen Traufsei-
te des Gebäudes (BE 61)

 – BE 33 a-d  Umbau Rinderstall zur Haltung von Masthähn-
chen mit 164.642 Tierplätzen in vier Einzelstäl-
le inkl. Anbau je eines Kaltscharraumes an die 
nördliche und südliche Traufseite des Gebäu-
des (BE 59 und 60)
Stallbelegung: 33 a 41.156 Tierplätze
 33 b 40.948 Tierplätze
 33 c 41.156 Tierplätze
 33 d 41.382 Tierplätze

 – BE 55  Errichtung eines Sammelbehälters für ver-
schmutztes Reinigungswasser mit einer Kapa-
zität von 200 m3

 – BE 56 – 57 Errichtung von 12 Futtersilos a 43 m3

 – BE 62 – 66  Errichtung bzw. Aufstellen von fünf Wärme-
tauschern
BE 33 a Leistung 22.300 m3/h
BE 33 b Leistung 18.400 m3/h
BE 33 c Leistung 18.400 m3/h
BE 33 d Leistung 22.300 m3/h
BE 9 Leistung 22.300 m3/h

 – Rückbau bzw. Abriss von Altgebäuden
 – BE 29 Teilrückbau Sozialgebäude
 – BE 31 – 32 Rückbau Rampe
 – BE 35 Rückbau Futterhaus
 – BE 36 Rückbau Verbindungsbau

Die Masthähnchen werden während der Kurz- und Mittelmast 
(bis 1,6 kg bzw. 2,5 kg pro Tier, bis 42. Lebenstag) in Bodenhal-
tung auf Einstreu gehalten. Ein s.g. Vorgriff von ~10 % der Tiere 
ist zum 33. Lebenstag geplant. Die Besatzdichten pro m2 nutz-
barer Stallgrundfläche sind in der Endphase der Mast in der Kurz-
mast mit 35 kg und in der Mittelmast mit 39 kg festgeschrieben.

Die Stallgebäude BE 33b und 33c verfügen über keinen Kalt-
scharraum. Die Kaltscharräume der Ställe 9, 33a und 33d sind 
durch ein Windschutznetz getrennt und gewährleisten damit den 
Außenklimareiz. Die Kaltscharrräume werden witterungsge-
schützt und mit einer flüssigkeitsundurchlässigen Betonboden-
platte ausgeführt. Dieser Bereich ist unmittelbar vom Stallinnen-
raum zugänglich und mit Einstreumaterial ausgestattet.

Alle Hähnchen haben Zugang zu gesundheitlich unbedenklichem 
Beschäftigungsmaterial in angemessener Menge und Form. Zur 
Anwendung kommt in diesen Ställen Stroh oder Dinkelspelzen, 
welches als Einstreu und als bepickbares Material genutzt wird. 
Das Stroh wird nach Bedarf regelmäßig nachgestreut.

Die Lüftung in den jeweiligen Ställen wird als Unterdrucklüftung 
mit einem Sommerluftvolumenstrom von 4,5 m3/h je kg Lebend-
masse ausgelegt. Hierbei werden jeweils am östlichen Giebelende 
eines Stallgebäudes ein Abluftturm mit 16 Abluftschächten (12 
m Höhe) errichtet. (BE 67 – 71) Der notwendige Gesamtsom-
merluftvolumenstrom je Stall wird durch 16 Dachfirst-Ventilato-
ren vom Typ FF091 realisiert. Die Frischluftzufuhr erfolgt über 

16 Fumuseinheiten je Stall über Dachfirst sowie eingebaute Gie-
belwand-Zuluftventile. Die Steuerung der Fumuselemente und 
Zuluftwandventile wird mittels thermostatisch regelbarer Stell-
motoren vorgenommen.

Die Beheizung der Ställe erfolgt über Warmluftkonvektoren in 
Kombination mit Wärmetauschern. Zur Hyperthermieprophylaxe 
in den Sommermonaten wird für eine optimale Temperierung ein 
Verneblungssystem installiert, welches Trinkwasser über speziel-
le Hochdruckdüsen fein vernebelt. Die Wärmeenergie wird dabei 
in Verdunstungskälte umgesetzt, sodass die Temperatur sinkt. Die 
Steuerung erfolgt über einen Klimacomputer. Zur Emissionsmin-
derung vom Ammoniak um bis zu 69 % soll neben der Installa-
tion der Wärmeaustauscher das Einstreumaterial „Improbed“ ver-
wendet werden. Eine Alarmanlage sichert bei Ausfall der Lüftung 
durch ihre Gestaltung auch bei Abwesenheit des Personals die 
Alarmierung des Verantwortlichen. Eine Notstromversorgung ist 
über ein Notstromaggregat sichergestellt.

Die Fütterung der Tiere erfolgt über eine stationäre Trockenfütte-
rung. Das Futter gelangt aus den geplanten Futtersilos (BE 56 – 57) 
in den wägbaren Vorratsbehälter und von dort weiter mittels 
Rohrförderer zu den einzelnen Futterlinien. Im Stall wird das Fut-
ter über Rundfutterautomaten (ad libitum-Fütterung) an die Tiere 
verabreicht, deren Höhe wird dem Wachstum der Tiere angepasst. 
Es wird gewährleistet, dass den Tieren mindestens 0,66 cm nutz-
bare Trogseite pro kg Lebendmasse zur Verfügung stehen.

Zur Tränkwasserversorgung kommen in den Ställen Tränklinien 
mit Tränknippeln und Auffangschale, die nicht mehr als 2 m von 
den Rundfutterautomaten entfernt sind, zum Einsatz. Die Instal-
lation der Tränkwasserversorgung ist so vorgesehen, dass für ca. 
15 Tiere jeweils ein Tränknippel zur Verfügung steht. Die Tränk-
wasserversorgung erfolgt über das öffentliche Trinkwassernetz.

Die Stallgebäude werden über die in den Stalllängsseiten vorgese-
henen Fenster durch Tageslichteinfall beleuchtet (Tageslichtein-
fallfläche > 3 Prozent der Stallgrundfläche). Zur Gewährleistung 
einer Ausleuchtung des Aktivitätsbereiches der Tiere inkl. der 
Versorgungseinrichtungen (Futter und Wasser) wird eine künst-
liche Beleuchtung im Gebäude installiert, welche eine gleichmä-
ßige Mindestlichtstärke von 20 Lux in Tierhöhe gewährleistet. 
Für die Dunkelphase wird im Tierbereich eine Notbeleuchtung 
installiert, die eine Lichtstärke von 2 Lux sichert.

Nach jedem Mastzyklus wird der Stall ausgemistet, desinfiziert 
und anschließend zur Neueinstallung vorbereitet. Der anfallende 
Mist wird direkt nach der Ausstallung in Container verbracht und 
von einem Unternehmen abgeholt. Nach Abschluss der Reini-
gungsarbeiten mit Warmwasserhochdruckreinigungsgeräten wird 
ein DLG gelistetes Desinfektionsmittel vernebelt. Das anfallende 
Reinigungswasser wird in den Sammelbehälter (BE 55) mit einer 
Kapazität von 200 m3 abgeleitet. Desinfektionsmittelreste gelan-
gen nicht in das Reinigungswasser, da die Desinfektion nach der 
Reinigung und Trocknung der Stallanlagen erfolgt. Das Verblei-
ben des anfallenden Niederschlagswassers wird in der Wasser-
rechtlichen Erlaubnis WE 001/26, ausgestellt durch das Staatliche 
Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplat-
te am 29. Juli 2026, geregelt.

Für die Lagerung der Tierkadaver ist ein geschlossener, leicht 
zu reinigender Behälter vorhanden (BE 8). Der Behälter wird 
zur Abholung an die Zufahrt zum Betriebsgelände gebracht. Die 
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Dimensionierung des Behälters ist ausreichend um tote Tiere bis 
zum Abtransport aufzubewahren. Die Entsorgung der Tierkörper 
erfolgt durch die der zuständigen Tierkörperverwertungsanstalt. 
Es besteht die Regelung, dass die Entsorgung nach telefonischer 
Beauftragung über einen Sammelwagen erfolgen kann. Die Ver-
wertung der Tiere in der Tierkörperverwertungsanstalt ist auch im 
Seuchenfall gesichert. Der Betriebsleiter ist dafür verantwortlich, 
dass der Bestand mindestens zweimal täglich von einem sachkun-
digen Angestellten kontrolliert wird. Hierbei werden die gefalle-
nen Tiere sofort aus den Ställen entfernt und in dem beschriebe-
nen Behälter bis zur Abholung gelagert.

1.3 Eingeschlossene Entscheidungen

Diese immissionsschutzrechtliche Genehmigung schließt nach 
§ 13 BImSchG insbesondere die Baugenehmigung gemäß § 72 
Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) 
und die naturschutzrechtliche Genehmigung gemäß § 12 Absatz 6 
i. V. m. § 40 NatSchAG M-V ein.

Weiterhin wurde im Verfahren eine artenschutzrechtliche Prü-
fung auf der Grundlage des § 44 des Gesetzes über Naturschutz 
und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) 
durchgeführt. Danach werden bei Einhaltung der Vorsorgemaß-
nahmen gemäß Auflage 2.5.5 keine artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestände aus § 44 Absatz 1 BNatSchG erfüllt.

Die Festlegung von Risikomanagementmaßnahmen erfolgt ge-
mäß § 15 Absatz 2 Satz 3 Trinkwassereinzugsgebietsverordnung 
(TrinkwEGV).

1.4 Entscheidungsunterlagen

Als Entscheidungsunterlagen zur Prüfung der Genehmigungsvo-
raussetzungen lagen entsprechend §§ 3, 4 und 4 a-d und 5 der 
9. BImSchV folgende Unterlagen vor:

 – Antragsunterlagen nach § 16 BImSchG Blatt 001 – 682

 – Brandschutznachweis und Prüfbericht zum 
vorbeugenden und abwehrenden Brandschutz 
Prüfbericht Nr. 2421/2025-212-MV25-039-0 Blatt 683 – 702

Die Genehmigung wurde unter Bedingungen und Auflagen er-
teilt.

Für den Bescheid gilt folgende

2 Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch beim Staatlichen Amt für Landwirtschaft 
und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte, Neustrelitzer Stra-
ße 120, 17033 Neubrandenburg erhoben werden.

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe durch den Antragsteller (Genehmigungsinhaber) ohne 
die Durchführung des Vorverfahrens nach § 68 Absatz 1 S. 2 
VwGO i. V. m. § 13a Nummer 1 des Gesetzes zur Ausführung des 
Gerichtsstrukturgesetzes M-V (GerStrukGAG MV) Klage beim 
Verwaltungsgericht Greifswald, Domstraße 7a, 17489 Greifswald 
erhoben werden.

Gegen die Kostenentscheidung allein kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe Widerspruch beim Staatlichen Amt für 
Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte, Neu-
strelitzer Straße 120, 17033 Neubrandenburg erhoben werden.

3 Umweltverträglichkeitsprüfung

Für das Vorhaben wurde nach Nummer 7.3.1 der Anlage 1 zum 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung als unselbstständiger Teil im Ge-
nehmigungsverfahren durchgeführt.

4 Maßgebliches BVT-Merkblatt:

„Beste verfügbare Techniken (BVT) für die Intensivhaltung oder 
-aufzucht von Geflügel oder Schweinen“ (Durchführungsbe-
schluss (EU) 2017/302 der Kommission vom 15. Februar 2017).

5 Auslegung des Bescheids

Der Änderungsgenehmigungsbescheid ist in der Zeit vom 
18. August 2026 (erster Tag) bis einschließlich 31. August 2026 
(letzter Tag) auf der Internetseite des Staatlichen Amts für Land-
wirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte unter dieser 
Bekanntmachung einsehbar.

Auf Verlangen eines Beteiligten wird ihm eine leicht zu errei-
chende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt. Dafür liegt 
eine Ausfertigung des Bescheids in der Zeit vom 18. August 2026 
(erster Tag) bis einschließlich 31. August 2026 (letzter Tag) im 
Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgi-
sche Seenplatte, Abteilung Immissions- und Klimaschutz, Ab-
fall- und Kreislaufwirtschaft, Neustrelitzer Straße 120, Block D, 
17033 Neubrandenburg während der Dienststunden in der Zeit 
von

Montag bis Donnerstag: 8:00 bis 15:30 Uhr
Freitag: 8:00 bis 12:00 Uhr

nach Terminvereinbarung unter der Tel.: 0385 58869522 oder 
per E-Mail (poststelle@stalums.mv-regierung.de) zur Ein-
sichtnahme aus,

oder beim Amt Röbel/Müritz, Marktplatz 1, Bauamt (Zi. 2.8), 
17207 Röbel/Müritz in der Zeit von

Montag: 9:00 bis 12:30 Uhr,
Dienstag: 8:00 bis 12:30 Uhr und 13:30 bis 15:30 Uhr
Donnerstag: 9:00 bis 12:30 Uhr und 13:30 bis 17:30 Uhr
Freitag: 9:00 bis 12:30 Uhr

Gemäß § 10 Absatz 8 BImSchG gilt der Bescheid mit dem Ende 
der Auslegungsfrist auch gegenüber Dritten, die keine Einwen-
dungen erhoben haben, als zugestellt.

Der Bescheid und seine Begründung können bis zum Ablauf der 
Widerspruchsfrist von Personen, die Einwendungen erhoben ha-
ben, schriftlich oder elektronisch beim Staatlichen Amt für Land-
wirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte, Neustre-
litzer Straße 120, 17033 Neubrandenburg (poststelle@stalums.
mv-regierung.de) angefordert werden.
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Bekanntmachung gemäß § 4 Absatz 2 der 
Verordnung zur Regelung des Verfahrens bei 
Zulassung und Überwachung industrieller 
Abwasserbehandlungsanlagen und Gewässer-
benutzungen (Industriekläranlagen-Zulas-
sungs- und Überwachungsverordnung – 
IZÜV) i. V. m. § 10 Absatz 7 und 8 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
sowie § 21a der Neunten Verordnung zur 
Durchführung des BImSchG (9. BImSchV)

Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft 
und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte (StALU MS)

Vom 17. August 2026

Mit dem Bescheid WE 001/26 vom 29. Juli 2026 wurde der Agrar 
GmbH Zepkow, Wredenhagener Straße 3, 17209 Zepkow auf An-
trag vom 17. Juni 2024 (Posteingang am 25. Juni 2024) zuletzt ge-
ändert am 30. Oktober 2024 (Posteingang am 6. November 2024) 
im Zusammenhang mit der Genehmigung nach § 16 BImSchG 
für die Wesentliche Änderung zur Umnutzung einer Rinderan-
lage in eine Hähnchenmastanlage in Zepkow (ÄG 006/26) und 
im Einvernehmen mit der unteren Wasserbehörde des Landkrei-
ses Mecklenburgische Seenplatte (LK MSE) gemäß § 8 Absatz 1 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in Verbindung mit § 9 Absatz 1 
Nummer 4 WHG eine wasserrechtliche Erlaubnis erteilt, deren 
verfügender Teil folgenden Wortlaut hat:

1. Entscheidungsumfang

Zweck, Umfang und örtliche Lage der Gewässerbenutzung

Dem Vorhabenträger der Agrar GmbH Zepkow wird widerruf-
lich erlaubt, das anfallende, gesammelte Niederschlagswasser aus 
dem Bereich der Dach- und Hofflächen auf dem Betriebsgelän-
de der zukünftigen Masthähnchenanlage Zepkow, Wredenhage-
ner Straße 3 in 17209 Zepkow (Einzugsgebiet ca. 3,28 ha), über 
eine Abscheideranlage (Lamellenklärer) in das Graben-Gewässer 
II. Ordnung 005-000-003, einzuleiten.

Örtliche Lage Einzugsgebiet und Einleitstelle
Das Einzugsgebiet umfasst das Anlagengelände an folgendem 
Standort
Landkreis: Mecklenburgische Seenplatte
Gemeinde: Eldetal
Gemarkung: Zepkow
Flur: 1
Flurstücke: 157/6 – 157/9

Die wasserrechtliche Erlaubnis gestattet die Einleitung des ge-
sammelten unbelasteten Niederschlagswassers in das
Gewässer: Graben 005-000-003
Landkreis: Mecklenburgische Seenplatte
Gemeinde: Eldetal
Gemarkung: Zepkow

Flur: 2
Flurstück: 153

Einleitstelle: ETRS89 / UTM Zone 33N-EPSG: 25833
 Rechtswert: ca. 333057 Hochwert: ca. 5908179

Die maximal zulässige Einleitmenge, gemessen am Einlauf in das 
Gewässer, beträgt:
QR,max (r15,1)  = 322,74 l/s (Regenspende r(15,1) = 103,3 l/s x ha)

2. Entscheidungsunterlagen

Zur Prüfung der Erlaubnisvoraussetzungen lagen folgende Unter-
lagen vor:

 – Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen  Bl. 001 – 005
Erlaubnis zur Einleitung von Niederschlags-
wasser in ein oberirdisches  Gewässer gemäß 
§ 9 Absatz 1 Nummer 4 Wasserhaushaltsgesetz 
vom 17. Juni 2024 [inkl. Deckblatt]

 – Erläuterungsbericht und Berechnungen Bl. 006 – 028
(erstellt durch Ing. Büro A. Timme, Lastrup)

 – Wasserrechtlicher Fachbeitrag zur  Bl. 029 – 045
Einleitung vomNiederschlagswasser der 
„Agrar GmbH Zepkow“/Wasser-
rahmenrichtlinie, erstellt durch das 
Institut biota, Bützow, vom 6. Mai 2024

 – Wasserrechtliche Entscheidung des  Bl. 046 – 049
LK MecklenburgischeSeenplatte 
(Az. 662-NW-71175-49-2024) vom 
13. August 2024

 – Stellungnahme STN 16-23 des Wasser- und  Bl. 050
Bodenverbands-„Müritz“, Röbel vom 
7. Februar 2023

 – Stellungnahme StALU MS, Abt. 4 vom  Bl. 051
13. Oktober 2025

Die Erlaubnis wurde unter Nebenbestimmungen erteilt.

Für die Erlaubnis gilt folgende

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Erlaubnis kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 
beim Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklen-
burgische Seenplatte, Neustrelitzer Straße 120, 17033 Neubran-
denburg einzulegen.

Hinweis auf BVT-Merkblatt

Ein BVT-Merkblatt (Best available technique reference dokument 
- BREF) liegt bisher nicht vor.

Auslegung des Bescheids

Eine Ausfertigung des Bescheids einschließlich seiner Begrün-
dung liegt in der Zeit vom 18. August 2026 (erster Tag) bis ein-
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schließlich 31. August 2026 (letzter Tag) auf der Internetseite 
des Staatlichen Amts für Landwirtschaft und Umwelt Mecklen-
burgische Seenplatte unter dieser Bekanntmachung einsehbar.

Auf Verlangen eines Beteiligten wird ihm eine leicht zu errei-
chende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt. Dafür liegt 
eine Ausfertigung des Bescheids in der Zeit vom 18. August 2026 
(erster Tag) bis einschließlich 31. August 2026 (letzter Tag) im 
Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgi-
sche Seenplatte, Abteilung Immissions- und Klimaschutz, Ab-
fall- und Kreislaufwirtschaft, Neustrelitzer Straße 120, Block D, 
17033 Neubrandenburg während der Dienststunden in der Zeit 
von

Montag bis Donnerstag: 8:00 bis 15:30 Uhr
Freitag: 8:00 bis 12:00 Uhr

nach Terminvereinbarung unter der Tel.: 0385 58869522 oder 
per E-Mail (poststelle@stalums.mv-regierung.de) zur Ein-
sichtnahme aus,

oder beim Amt Röbel/Müritz, Marktplatz 1, Bauamt (Zi. 2.8), 
17207 Röbel/Müritz in der Zeit von

Montag: 9:00 bis 12:30 Uhr,
Dienstag: 8:00 bis 12:30 Uhr und 13:30 bis 15:30 Uhr
Donnerstag: 9:00 bis 12:30 Uhr und 13:30 bis 17:30 Uhr
Freitag: 9:00 bis 12:30 Uhr

Gemäß § 10 Absatz 8 BImSchG gilt der Bescheid mit dem Ende 
der Auslegungsfrist auch gegenüber Dritten, die keine Einwen-
dungen erhoben haben, als zugestellt.

Der Bescheid und seine Begründung können bis zum Ablauf der 
Widerspruchsfrist von Personen, die Einwendungen erhoben ha-
ben, schriftlich oder elektronisch beim Staatlichen Amt für Land-
wirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte, Neustre-
litzer Straße 120, 17033 Neubrandenburg (poststelle@stalums.
mv-regierung.de) angefordert werden.
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Neugenehmigung gemäß § 4 BImSchG für 
die Errichtung und den Betrieb eines Flex-
BHKW am Standort Putzar der Biogas Put-
zar GmbH & Co. KG

Bekanntmachung des Staatlichen Amtes für Landwirt-
schaft und Umwelt Vorpommern

Vom 17. August 2026

Bekanntmachung nach § 5 Absatz 2 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung

Die Biogas Putzar GmbH & Co. KG beabsichtigt die Errichtung 
und den Betrieb einer Flex-BHKW-Anlage mit einer Kapazität 
von 4,803 MW Feuerungswärmeleistung am Standort Putzar, Ge-
markung Putzar, Flur 2, Flurstück 36/2 und hat hierfür die im-
missionsschutzrechtliche Genehmigung nach § 4 Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz beantragt.

Das Staatliche Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern, 
Dienststelle Stralsund, hat als zuständige Genehmigungsbehörde 
eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 9 Ab-
satz 2 Nr. 2 in Verbindung mit Nummer 1.2.2.2 der Anlage 1 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 
18. März 2021 (BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch Artikel 12 
des Gesetzes vom 22. Juli 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 224), durch-
geführt.

Die Prüfung hat zu dem Ergebnis geführt, dass nach Einschätzung 
der zuständigen Behörde unter Berücksichtigung der in Anlage 3 
des UVPG aufgeführten Kriterien von dem Vorhaben keine er-
heblich nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung ist daher nicht erforderlich.

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Absatz 3 Satz 1 UVPG nicht 
selbstständig anfechtbar.

Die Genehmigungsbehörde wird über den Antrag nach den Vor-
schriften des Bundes-Immissionsschutzgesetzes entscheiden.

AmtsBl. M-V/AAz. 2026 S. 426

Zwangsversteigerungen

Sammelbekanntmachung

Rechte, die bei der Eintragung des Versteigerungsvermerks aus 
dem Grundbuch nicht ersichtlich waren, sind spätestens im Ver-
steigerungstermin vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten 
anzumelden und, wenn die Antragsteller oder Gläubiger wider-
sprechen, glaubhaft zu machen, widrigenfalls sie bei der Feststel-
lung des geringsten Gebotes nicht berücksichtigt und bei der Ver-
teilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers 
und den übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Gerichte

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Grundstücks oder 
des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs entgegensteht, wird 
aufgefordert, vor Erteilung des Zuschlags die Aufhebung oder 
einstweilige Einstellung des Verfahrens herbeizuführen. Versäumt 
er dies, tritt für das Recht der Versteigerungserlös an die Stelle des 
versteigerten Gegenstandes.

Es ist zweckmäßig, zwei Wochen vor dem Termin eine genaue 
Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptforderung, Zin-
sen und Kosten, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzu-
teilen. Die Erklärung kann auch zur Niederschrift der Geschäfts-
stelle abgegeben werden.

_______________
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Bekanntmachung des Amtsgerichts Greifswald

Vom 31. Juli 2026

41 K 24/25

Der Termin zu o. g. Aktenzeichen vom Freitag, 9. Oktober 
2026, um 9:30 Uhr, im Amtsgericht Greifswald (veröffentlicht 
im AmtsBl. M-V/AAz Nr. 31 vom 3. August 2026 auf Seite 398) 
wurde aufgehoben.
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__________________

Bekanntmachung des Amtsgerichts Ludwigslust
– Zweigstelle Parchim –

Vom 30. Juli 2026

15 K 35/25

Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am Donners-
tag, 26. November 2026, um 9:30 Uhr, im Amtsgericht Lud-
wigslust, Zweigstelle Parchim, Moltkeplatz 2, 19370 Parchim, 
Sitzungssaal: 107 öffentlich versteigert werden: Grundstück, ein-
getragen im Grundbuch von Boizenburg Blatt 8883, Gemarkung 
Boizenburg, Flur 38, Flurstück 435/1, Gebäude- und Freifläche, 
Feldstraße, Größe: 640 m2.

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
Das Versteigerungsobjekt in 19258 Boizenburg, Feldstraße 2, 
ist bebaut mit einem Einfamilienhaus mit ausgebautem Dachge-
schoss, Baujahr ca. 2010, Wohnfläche ca. 123 m2, und Neben-
gebäuden (Doppelcarport, Schuppen). Es erfolgte keine Innen-
besichtigung.

Verkehrswert: 299.000,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 11. Dezember 2025 in das 
Grundbuch eingetragen worden.

weitere Informationen unter www.zvg.com

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.
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______________

Bekanntmachung des Amtsgerichts Pasewalk
– Zweigstelle Anklam –

Vom 29. Juli 2026

513 K 38/23

Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am Don-
nerstag, 19. November 2026, um 9:00 Uhr, im Amtsgericht 
Pasewalk, Zweigstelle Anklam, Baustraße 9, 17389 Anklam, Sit-
zungssaal: 124 öffentlich versteigert werden: Grundstück, einge-

tragen im Grundbuch von Wilhelmsburg Blatt 1202, Gemarkung 
Eichhof, Flur 1, Flurstück 144/1, Gebäude- und Freifläche, Woh-
nen, Straße der Einheit 1, Größe: 1.201 m2

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
Der Grundbesitz ist bebaut mit einem freistehenden, nicht unter-
kellerten, eingeschossigen Zweifamilienhaus mit ausgebautem 
Dachgeschoss. Es stehen insgesamt rd. 280 m2 anrechenbare 
Wohnfläche zur Verfügung. Im Bereich der Grundstücksfrei-
fläche befinden sich mehrere Nebengebäude als Gartenhäuser, 
Schuppen und überdachter Freisitz etc.

Verkehrswert: 168.000,00 EUR
davon entfällt auf Zubehör: 1.000,00 EUR (Einbauküche)

Der Zuschlag wurde in einem früheren Versteigerungstermin 
aus den Gründen des § 85a ZVG versagt mit der Folge, dass 
die Wertgrenzen weggefallen sind.

Der Versteigerungsvermerk ist am 24. November 2023 in das 
Grundbuch eingetragen worden.

weitere Informationen unter www.zvg.com

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.
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______________

Bekanntmachung des Amtsgerichts Wismar
– Zweigstelle Grevesmühlen –

Vom 3. August 2026

30 K 11/26

Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am Dienstag, 3. Novem-
ber 2026, um 9:30 Uhr, im Amtsgericht Wismar, Zweigstelle 
Grevesmühlen, Bahnhofstraße 2 – 4, 23936 Grevesmühlen, Sit-
zungssaal: 3 öffentlich versteigert werden: Grundstück, einge-
tragen im Grundbuch von Rehna Blatt 1353, Gemarkung Rehna, 
Flur 7, Flurstück 84, Gebäude- und Freifläche, Landwirtschafts-
fläche, Wasserfläche Bülower Straße 46, Größe: 1.805 m2.

Objektbeschreibung/Lage (lt. Angabe d. Sachverständigen):
Anschrift: 19217 Rehna, Bülower Straße 46
Es handelt sich um ein zweigeschossiges, unterkellertes Mehr-
familienhaus mit ausgebautem DG (Bj. ca. 1930, überwiegend 
saniert 1998 – 2001) mit insgesamt drei Wohnungen (170 m2 im 
EG/OG, 55 m2 im EG, 87 m2 im DG) mit massivem Nebenge-
bäude. Das Bodendenkmal „Altstadt Rehna, Fundplatz 900“ ist 
betroffen.

Verkehrswert: 339.000,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 11. Mai 2026 in das Grund-
buch eingetragen worden.

Hinweis:
Gemäß §§ 67 – 70 ZVG kann im Versteigerungstermin für ein 
Gebot Sicherheit verlangt werden. Die Sicherheit beträgt 10 % 
des Verkehrswertes und ist sofort zu leisten. Sicherheitsleistung 
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durch Barzahlung ist ausgeschlossen. Bietvollmachten müssen 
öffentlich beglaubigt sein.

Auf die Sammelbekanntmachung am Kopf der Spalte „Zwangs-
versteigerungen“ wird hingewiesen.
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Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 und 
Lagebericht für das Geschäftsjahr 2025

Bekanntmachung der Landesforstanstalt Mecklenburg-
Vorpommern

Vom 3. Juli 2026

Sonstige Bekanntmachungen
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Signiert von
Tanja Begemann
27.07.26 10:29Uhr
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